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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zu GVO-freien Regionen in der EU1

1. Durch die Europäische Charta der kommunalen Selbstverwaltung wird gewährleistet, dass 
die lokalen und regionalen Stellen der Mitgliedstaaten des Europarates das Recht auf freie 
und ungehinderte Beschlussfassung im Rahmen ihrer Zuständigkeiten haben.

2. Die politischen Maßnahmen der lokalen und regionalen Stellen im Zusammenhang mit 
der Beschränkung bzw. dem Verbot der Verwendung von GVO und deren Freisetzung in 
die Umwelt sollten respektiert werden; die Mitgliedstaaten sollten daher die 
Entscheidungen ihrer lokalen und regionalen Gebietskörperschaften in dieser 
Angelegenheit berücksichtigen.

3. Die Entscheidungsfreiheit der lokalen und regionalen Stellen im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten und im Einklang mit der inneren Struktur der Mitgliedstaaten sollte nicht 
beschränkt werden, und die Zusage von mehr als 150 Regionen und 4 500 lokalen 
Gebietskörperschaften in der EU, von der Verwendung von GVO abzusehen, sollte 
respektiert werden.

4. Zur weiteren Förderung der ökologischen landwirtschaftlichen Erzeugung und des 
ökologischen Fremdenverkehrs und im Hinblick auf den Erhalt der biologischen Vielfalt 
wird mit dieser Erklärung die Entscheidung jener lokalen und regionalen Stellen, die sich 
für GVO-freie Gebiete erklärt haben, unterstützt.

5. Die Kommission wird daher aufgefordert, in Bezug auf die Umsetzung der 
Entscheidungen der lokalen und regionalen Stellen den Austausch bewährter Verfahren 
zwischen den Mitgliedstaaten zu fördern, wenn diese eine Anpassung der geografischen 
Reichweite der Genehmigung zum Anbau von GVO fordern oder wenn sie Maßnahmen 
ergreifen, mit denen der Anbau von GVO in Übereinstimmung mit den anwendbaren EU-
Rechtsvorschriften beschränkt oder untersagt wird.

6. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


